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Bericht 

über die Herbsttagung der Beratenden Versammlung des 
Europarates vom 23. bis 27. September 1968 und die 
Gemeinsame Tagung der Beratenden Versammlung und des 
Europäischen Parlaments am 27. und 28. September 1968 in 

Straßburg 


Auf die Herbsttagung der Beratenden Versamm- 
lung, während der eine Sondersitzung anläßlich des 
Jahres der Menschenrechte stattfand, folgte die jähr- 
liche Gemeinsame Tagung mit dem Europäischen 
Parlament. Die Beratende Versammlung beschäftigte 
sich in ausgedehnten Debatten mit den Ereignissen 
in der Tschechoslowakei, der Krise der europäischen 
Gesellschaft und mit der Lage in Griechenland; 
außerdem fand ein Gedankenaustausch mit Parla- 
mentariern aus südamerikanischen Ländern statt. 
Den Debatten der Gemeinsamen Tagung lagen Be- 
richte des Abg. DrÖscher (SPD) über die politischen 
Voraussetzungen für die Vollendung und Erweite- 
rung der Gemeinschaften und des britischen Dele- 
gierten Maxwell über die Probleme und Aussichten 
der wissenschaftlichen Forschung und technologi- 
schen Entwicklung als Faktoren der politischen Ein- 
heit Europas zugrunde. 

Zu Beginn der Tagung legte in Vertretung des fran- 
zösischen Außenministers Staatssekretär de Lipkows- 
ki den üblichen Jahresbericht des Ministerkomitees 
an die Versammlung vor, dem er einige Bemerkun- 
gen über den Standpunkt der französischen Regierung 
in der gegenwärtigen Situation anfügte; so bedauer- 
lich das brutale Eingreifen Sowjetrußlands in der 
Tschechoslowakei sei, so wenig sinnvoll sei eine 
Rückkehr zum Kalten Krieg; die neue Situation 
müsse jedoch Westeuropa zu einer Überprüfung 
seiner Politik veranlassen. Zwar seien in der euro- 
päischen Integrationspolitik bereits Erfolge zu ver- 
zeichnen, namentlich in der Agrarpolitik, aber auf 
anderen Gebieten der Wirtschaftspolitik sei noch 
viel nachzuholen, und jetzt müsse eine europäische 
Wissenschafts- und Industriepolitik in die Wege 
geleitet werden; solange es keine gemeinsame euro- 
päische Außenpolitik gebe, werde Europa weder auf 
die amerikanische noch auf die Weltpolitik Einfluß 


gewinnen und sich natürlich auch nicht gegenüber 
dem Osten durchsetzen können; diese gemeinsame 
Außenpolitik lasse sich allerdings nicht mit supra- 
nationalen Prinzipien, sondern allein durch eine 
pragmatische Zusammenarbeit der Regierungen er- 
reichen. Eine Annäherung zwischen Ost und West 
sei erst denkbar, wenn das deutsche Problem gelöst 
sei; mit der Wiedervereinigung sei aber erst zu 
rechnen, wenn die Beziehungen zwischen Ost und 
West sich normalisiert hätten. 

In der politischen Debatte legte Abg. Schmidt 
(Würgendorf) (SPD) den Bericht des Ausschusses für 
die europäischen Nichtmitgliedstaaten über die Er- 
eignisse in der Tschechoslowakei vor; ohne sich in 
die inneren Angelegenheiten einmischen zu wollen, 
habe der Europarat als Hüter der Menschenrechte 
die Pflicht, dies brutale Eingreifen der Sowjetunion 
und ihrer Satelliten mit aller Entschiedenheit zu ver- 
urteilen, wie es alle von den Sowjets unabhängigen 
Staaten getan hätten; jedermann wisse, daß die 
Sowjetunion die Bundesrepublik mit haltlosen Ver- 
leumdungen nur deshalb überhäufe, um vor der 
Welt einen Vorwand für ihre nicht zu rechtferti- 
gende Invasion zu haben; schließlich seien es ja 
Truppen der DDR gewesen, die sich am Einfall in 
ein fremdes Land beteiligt hätten. 

Als Sprecher der Christlich-Demokratischen Frak- 
tion der Beratenden Versammlung erklärte Abg. Dr. 
Kliesing (CDU/CSU), der Einfall in die Tschecho- 
slowakei sei keine interne Angelegenheit des sozia- 
listischen Lagers, sondern berühre die Existenz 
Europas; das Vorrücken sowjetischer Truppen in 
Zentraleuropa bedeute eine unmittelbare Bedrohung 
des Westens, die nicht nur eine verstärkte politische 
Integration zur Folge haben müsse, sondern auch zu 
neuen Überlegungen auf militärischem Gebiet 
zwinge, vor allem wenn man außerdem die neuen 
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Positionen der sowjetischen Militärmacht im Norden 
und im Mittelmeer in Rechnung stelle. 

Abg. Kahn-Ackermann (SPD) sagte, der Europa- 
rat würde sich selbst unglaubwürdig machen, wenn 
er nicht zu den Ereignissen in der Tschechoslowakei 
Stellung nehmen würde. Die Sowjetunion habe sich 
über die zu erwartende Reaktion der Weltöffentlich- 
keit hinweggesetzt, um so bedauerlicher sei es, daß 
einige Regierungen, darunter auch die französische, 
die Situation nicht ernst genug zu nehmen schienen 
und zu den entsprechenden Konsequenzen bereit 
seien. Natürlich fühle sich die Bundesrepublik be- 
sonders bedroht und sei auf die Solidarität ihrer 
europäischen Nachbarn ebenso angewiesen wie auf 
den militärischen Beistand der USA; auf die Dauer 
werde aber nur ein einiges Europa sich gegen neue 
Bedrohungen aus dem Osten zur Wehr setzen kön- 
nen. 

Abg. Dr. Furier (CDU/CSU) erinnerte daran, daß 
im Jahre 1956 die Ereignisse in Ungarn dazu beige- 
tragen hätten, die Verhandlungen über die Grün- 
dung der EWG, die damals zu scheitern drohten, zu 
aktivieren und den Abschluß der Römischen Ver- 
träge zu beschleunigen. Die Ereignisse in der 
Tschechoslowakei sollten alle Verantwortlichen da- 
von überzeugen, daß ohne eine Stärkung und Er- 
weiterung der Europäischen Gemeinschaft und ohne 
eine konsequente Zusammenarbeit mit den Ver- 
einigten Staaten im Rahmen der Atlantischen Allianz 
die Sowjetunion nicht an neuen Interventionen ge- 
hindert werden könne; die sowjetische Forderung 
eines Interventionsrechts gegenüber der Bundes- 
republik zeige, mit welchen Möglichkeiten gerechnet 
werden müsse. 

Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) stellte fest, daß die 
letzten Monate mit beschämender Deutlichkeit wie- 
der gezeigt hätten, daß Europa in seinem gegen- 
wärtigen Zustand in der Weltpolitik ohne jeden 
Einfluß sei; die Schwäche der freien Welt fordere 
die Sowjetunion geradezu zu solchen Übergriffen 
heraus; sie sei zu jedem politischem und militäri- 
schem Risiko bereit. Nichts sei falscher, als das Ein- 
greifen der Sowjets in die innere Entwicklung eines 
tapferen Volkes nur als einen Verkehrsunfall auf 
dem Wege der Entspannung zu betrachten; wenn 
sich Frankreich jetzt nicht für eine neue Politik in 
Europa entscheide, werde unser Kontinent weiter- 
hin ein wirtschaftlicher Riese und ein politischer 
Zwerg bleiben. 

Abg. Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) gab seiner 
Bewunderung für das tschechoslowakische Volk und 
seine führenden Politiker Ausdruck; mit aller Deut- 
lichkeit habe sich nun gezeigt, wer den Kalten Krieg 
weiterführe und von welcher Seite man mit Aggres- 
sionen rechnen müsse; niemand denke daran, die 
Entspannungspolitik aufzugeben, aber um verhan- 
deln zu können, müßten die Europäer unter sich 
einig sein und nach außen geschlossen auftreten; 
die Westeuropäische Union sollte eine gemeinsame 
Politik entwickeln, die sowohl das eigene Selbst- 
bewußtsein stärken wie ein ausgeglichenes Verhält- 
nis zu den Vereinigten Staaten herstellen werde, 
und der Europäischen Gemeinschaft müßten alle 
Länder angehören können, die bereit und fähig 
seien, die wirtschaftliche Macht Europas zu stärken. 


Abg. Frau Klee (CDU^CSU) hob hervor, daß sich 
die Sowjets der Reaktionen durchaus bewußt ge- 
wesen seien, die ihr Vorgehen sowohl im Ostblock 
wie besonders natürlich in der westlichen Welt 
haben würden; wenn sie dennoch das Risiko auf 
sich genommen hätten, die für sie nützlichen Ent- 
spannungsbestrebungen zum Scheitern zu bringen, 
so müsse man fürchten, daß sie auch zu noch gefähr- 
licheren Schritten bereit seien. Außerdem sei es 
höchst beunruhigend, wie skrupellos die sowjeti- 
schen Informationsdienste operiert hätten; im Au- 
genblick konzentrierten sich zwar die Verleumdun- 
gen auf die Bundesrepublik, aber das könne jedem 
anderen Land gegenüber ebenso geschehen; deshalb 
sei die westliche Welt verpflichtet, solche gefähr- 
lichen Fehlinterpretationen entschieden zurückzu- 
weisen. 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) protestierte gegen 
die geschäftsordnungsmäßige Beschränkung der 
Redezeit in einer so entscheidenden Debatte und 
zog seine Wortmeldung zurück. 

Mehr als 30 Redner aus allen Mitgliedstaaten 
verurteilten mit gleicher Entschiedenheit den so- 
wjetischen Einfall und sprachen ihre Bewunderung 
für die Haltung des tschechoslowakischen Volkes 
und seiner Regierung aus. In der von der Versamm- 
lung angenommenen Empfehlung werden die So- 
wjetunion und ihre Satelliten aufgefordert, die 
Tschechoslowakei schnellstens zu verlassen, und das 
Ministerkomitee des Europarates wird dringend er- 
sucht, sobald wie möglich die dramatischen Ereig- 
nisse zu überprüfen und die europäische Zusammen- 
arbeit unter den gegenwärtigen Aspekten zu inten- 
sivieren. 

In einer Debatte über die Krise der europäischen 
Gesellschaft, die vom Vertreter des Rates für kul- 
turelle Zusammenarbeit, M. Hicter, eingeleitet 
wurde, versuchten die Redner, sich über die Ur- 
sachen der Unruhe in der Jugend auf der ganzen 
Welt klar zu werden und nach Möglichkeiten zu 
suchen, wie vom Politischen her auf die Jugend ein- 
gewirkt werden könnte. 

Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) glaubte, wichtige 
Ursachen für die Unruhe in der Jugend darin sehen 
zu können, daß die seit alters her gültigen Autori- 
täten, die Familie, die Kirchen und die Nation mehr 
und mehr an Ansehen und Einfluß eingebüßt hät- 
ten, zweifellos auch deshalb, weil diese selbst noch 
keinen sicheren Standort in einer durch Wissen- 
schaft und Technologie veränderten Welt gefunden 
hätten. Das demokratische Europa habe sich zwar 
zahlreiche Institutionen geschaffen, aber es sei nicht 
gelungen, sie so mit Leben und Ideen zu erfüllen, 
daß die junge Generation sich für sie begeistern 
könne. 

Abg. Dr. Rinderspacher (SPD) ging davon aus, daß 
sich die Proteste der Jugend in allen Ländern, gleich 
welcher politischen Richtung, gegen das jeweilige 
Establishment richten; nur unter der Knute der 
DDR-Regierung seien bis jetzt alle rebellischen Re- 
gungen von Anfang an verhindert worden. Diese 
Jugend habe weder die Schrecken des Krieges ge- 
kannt noch sei sie sich der dynamischen Kräfte be- 
wußt geworden, die nach dem Kriege fast überall 
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zu Sicherheit und Wohlstand geführt hätten. Die äl- ! 
tere Generation dagegen sei vielleicht eben wegen 
ihrer zweifellos erstaunlichen Erfolge zu selbstzu- 
frieden geworden und habe die Probleme der Ju- 
gend nicht ernst genug genommen. Diese Probleme 
könnten nicht von der Polizei, sondern nur von 
einer zeitgerechten Pädagogik und einer guten Poli- 
tik gelöst werden. 

Als Vorsitzender des Kulturausschusses der Be- 
ratenden Versammlung faßte Abg. Kahn -Ackermann 
(SPD) die Ergebnisse der Debatte zusammen; Auf- 
gabe der Parlamentarier sei es, die demokratische 
Gesellschaft kraftvoll zu erhalten; er halte es für 
gefährlich, immer wieder zu betonen, daß extreme 
Minderheiten die Unruhe in die Jugend trügen, alle 
gesellschaftspolitischen Veränderungen seien von 
Minderheiten ausgelöst worden. Die junge Genera- 
tion habe ein Recht auf Mitwirkung, auch zur poli- 
tischen Mitwirkung, und dem werde in der beste- 
henden Gesellschaftsordnung nicht genügend Rech- 
nung getragen. Diese Debatte dürfe nur die Einlei- 
tung sein für eine lange und gründliche Auseinan- 
dersetzung mit diesem schwierigen Problem. 

Der Ausschuß für Bevölkerungs- und Flüchtlings- 
fragen legte mehrere Berichte vor, darunter eine 
Stellungnahme zum Tätigkeitsbericht des Hohen 
Kommissars der Vereinten Nationen für die Flücht- 
linge und einen über die Hilfe für Biafra. Als Be- 
richterstatter des Ausschusses dankte Abg. Pöhler 
(SPD) dem Kommissariat der Vereinten Nationen 
für seine segensreiche Tätigkeit und bedauerte, daß 
es entsprechend seinem Statut nicht überall da ein- 
greifen könne, wo Hilfe dringend erforderlich wäre, 
z. B. in Biafra; hier könnte und sollte über das In- 
ternationale Rote Kreuz das Menschenmögliche ge- 
tan werden, um furchtbare Not zu lindern. Leider 
sei die Not der Flüchtlinge auch sonst in der Welt 
noch so groß, und immer wieder ergäben sich neue 
Verpflichtungen, daß das Kommissariat seine Auf- 
gabe nur dann erfüllen könne, wenn es mit dem 
Verständnis und der tatkräftigen Hilfe der Regie- 
rungen rechnen könne. Von besonderer Dringlich- 
keit sei jetzt die Sorge für die Menschen, die die 
Tschechoslowakei verlassen haben. 

In der Debatte über die Hilfe für Biafra wies 
Abg. Dr. Kliesing (CDU/CSU) auf die Schwierigkeit 
der Situation hin; die politische Schuld sei für den 
Außenstehenden nicht immer so eindeutig erkenn- 
bar wie die Verpflichtung zu humanitärer Hilfe. Die 
Ursachen für den Streit um die Stammesgrenzen 
seien noch in der Kolonialzeit zu suchen; unsere 
Regierungen müßten sich jeder direkten oder indi- 
rekten militärischen Hilfeleistung enthalten; den 
beiden kriegführenden Parteien müsse aber gesagt 
werden, daß es völlig unverständlich sei, wenn sie 
humanitäre Hilfeleistung, aus welchen Gründen 
immer, unmöglich zu machen versuchten. 

Als Berichterstatter seines Ausschusses setzte sich 
Abg. Kahn-Ackermann (SPD) mit der Frage der kul- 
turellen Zusammenarbeit im Rahmen des Europa- 
rates auseinander und bedauerte, daß die zahlrei- 
chen Anregungen, des Kulturausschusses häufig auf 
wenig Verständnis gestoßen seien; so habe man 
dem Rat für kulturelle Zusammenarbeit immer noch 
nicht die Kompetenzen und die finanziellen Mittel 


zur Verfügung gestellt, um ein politisch wirkungs- 
volles Instrument kultureller Zusammenarbeit wer- 
den zu können; auch die seit Jahren erwogene 
Gründung einer europäischen Universität sei weit 
von der Verwirklichung entfernt. Seine Kritik richte 
sich gegen die Regierungen, die ohne Verständnis 
für die Notwendigkeit kultureller Zusammenarbeit 
jeden Fortschritt verhinderten. Er fordere daher das 
Ministerkomitee auf, zusammen mit dem Ausschuß 
die Grundsatzfragen zu klären. Auch die Zusam- 
menarbeit zwischen dem Europarat und der 
UNESCO werden durch administrative Vorurteile 
vielfach behindert; dabei sei die UNESCO ohne die 
sehr aktive Mitarbeit der europäischen Staaten 
kaum lebensfähig. Nicht die Kulturarbeit der ein- 
zelnen europäischen Nationen in anderen Erdteilen 
sei entscheidend, sondern das ganze großartige kul- 
turelle Erbe Europas müsse dort sichtbar und frucht- 
bar gemacht werden. 

In der Debatte über den Haushalt des Europara- 
tes warnte Abg. Draeger (CDU/CSU) davor, die 
Verhandlungen über einen Neubau des Europahau- 
ses, die seit langer Zeit laufen, in die Länge zu zie- 
hen, da die gegenwärtigen Verhältnisse absolut 
ungenügend seien und Abhilfe dringend notwendig 
sei. 

Als Vorsitzender des Geschäftsordnungsausschus- 
ses begründete Abg. Bauer (Würzburg) (SPD) einige 
Vorschläge seines Ausschusses und vertrat die An- 
sicht, daß die Beschränkung der Redezeit, die zum 
ersten Mal durchgeführt und von allen Seiten heftig 
kritisiert worden sei, zwar geschäftsordnungsmäßig 
zulässig und unter den gegebenen Verhältnissen 
kaum vermeidbar gewesen sei; ein Ausweg könne 
gefunden werden, wenn man bei einer stark über- 
lasteten Tagesordnung die Einberufung einer Son- 
dersitzung der Beratenden Versammlung in Erwä- 
gung ziehe. 

Im Auftrag von Bundesminister Stoltenberg legte 
Staatssekretär von Heppe den Bericht über die 
dritte Forschungsministerkonferenz vor, die im 
März von der OECD nach Paris einberufen worden 
war. Er ging davon aus, daß die Wissenschaftspoli- 
tik in allen Ländern Fortschritte gemacht habe und 
daß es nun darum gehe, eine gesamteuropäische 
Politik für Wissenschaft und Technik zu formulieren 
und die zur OECD gehörenden Entwicklungsländer 
einzubeziehen. Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
und technologische Entwicklung stünden in direk- 
tem Zusammenhang. Grundlagenforschung sei für 
alle Länder die wichtigste Aufgabe; internationale 
Maßnahmen seien nur dann erfolgreich, wenn 
Europa in großen Dimensionen zu denken bereit sei. 
Die Verwendung elektronischer Datenverarbei- 
tungsanlagen sowohl im nationalen wie internatio- 
nalen Rahmen sei unerläßlich. Der Verlauf der Kon- 
ferenz habe erwiesen, daß solche Begegnungen der 
Wissenschaftsminister sich regelmäßig wiederholen 
sollten. 

Bundesgesundheitsminister Frau Strobel sprach 
anläßlich der Vorlage des ersten Tätigkeitsberichts 
der Weltgesundheitsorganisation der UNO an die 
Beratende Versammlung. Sie legte die weltweiten 
Funktionen der Organisation dar, die in allen Re- 
gionen der Erde anderen Problemen gegenüber- 
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stehe; während in den Enlwicklungsgebieten das 
Problem der Überbevölkerung im Vordergrund 
stehe, gewinne in Europa die Frage der gesundheit- 
lichen Betreuung alter Menschen, die Erforschung 
der Unfallursachen oder der Lebensmittelhygiene 
besondere Bedeutung; hier sei man auch auf die 
Zusammenarbeit mit dem Europarat angewiesen. 
Die Bundesrepublik sei jederzeit bereit, die Arbei- 
ten sowohl der WHO wie des Europarates nicht nur 
innerhalb der Grenzen Europas zu unterstützen. 

In der Debatte über Gesundheitsfragen beschäf- 
tigte sich Abg. Dr. Schmidt (Offenbach) (SPD) mit 
der Bekämpfung des Fluglärms, die zwar schon 
einige Fortschritte gemacht habe, ohne daß jedoch 
alle gegebenen Möglichkeiten schon erschöpft seien; 
vor allem müsse die Flugzeugindustrie aufgefordert 
werden, in Forschung und Entwicklung mehr als bis- 
her der Lärmverminderung ihre Aufmerksamkeit zu 
schenken. 

Erneut nahm die Beratende Versammlung zur 
Lage in Griechenland Stellung und forderte in einer 
Entschließung die derzeitige griechische Regierung 
auf, sich zur parlamentarischen Demokratie und zur 
Respektierung der Menschenrechte und Grundfrei- 
heiten zu bekennen, wie es das Statut des Europa- 
rates verlange; anderenfalls müsse die Mitglied- 
schaft Griechenlands im Europarat in Frage gestellt 
werden. 

In der Diskussion bemerkte Abg. Dr. Schulz (Ber- 
lin) (SPD), daß nicht das griechische Volk, das seine 
Unabhängigkeit über alles liebe, die Kritik aus 
Straßburg als Einmischung empfinde, sondern nur 
die Diktatoren in Athen; erst durch das Militärre- 
gime werde ein Zustand herbeigeführt, der den 
Kommunismus erneut zu einer Gefahr werden lasse; 
der Europarat könne zwar keine unmittelbaren Ent- 
scheidungen treffen, aber er stelle eine gewaltige 
moralische Macht dar, die sich gerade im Falle 
Griechenlands ganz und eindeutig für die Freiheit 
einsetzen müsse; wenn sich auch die Machthaber 
vielleicht nicht davon beeindrucken ließen, so er- 
halte doch das griechische Volk die Gewißheit, daß 
es von seinen europäischen Freunden nicht verlas- 
sen sei. 

Auch Abg. Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) ver- 
sicherte, daß der Europarat, wenn er sich seine 
Glaubwürdigkeit vor der Welt erhalten wolle, mit 
aller Deutlichkeit gegen die Zustände in Griechen- 
land protestieren müsse, und daß realpolitische Er- 
wägungen und Sicherheitsüberlegungen die Ver- 
sammlung nicht daran hindern dürften, die Diktato- 
ren in Athen auf die Folgen ihrer Politik aufmerk- 
sam zu machen. Der Kampf für die Demokratie und 
gegen die Diktatur müsse auch dann geführt wer- 
den, wenn er gewisse Risiken mit sich brächte, denn 
unsere Sicherheit sei niemals gewährleistet, wenn 
unsere Glaubwürdigkeit verloren gehe. 

Abg. Dr. Kliesing (CDU/CSU) warnte davor, die 
Debatte über Griechenland mit allzu viel Emotion zu 
führen; natürlich gebe es niemanden, den die Ent- 
wicklung in Athen nicht mit großer Sorge erfülle, 
und niemand könne dem Europarat Einmischung in 
fremde Angelegenheiten vorwerfen, wenn er prüfe, 
ob die innenpolitischen Verhältnisse in den Mit- 
gliedstaaten mit seinen eigenen Prinzipien in Über- 


einstimmung zu bringen seien. Das Griechenland- 
problem habe aber außerdem einen weltpolitischen 
Aspekt, und die zunehmend kritische Lage im Öst- 
lichen Mittelmeer dürfe nicht unberücksichtigt blei- 
ben; der griechischen Regierung dürfte die Gefahr 
einer außenpolitischen Isolierung und einer Einfluß- 
nalme gerade der Kräfte, die sie im Innern fürchten 
zu müssen glaube, nicht unbekannt sein. 

In der Debatte über Wirtschaftsfragen erklärte 
Abg. Brück (Holz) (SPD), daß man zwar allen Grund 
habe, über den Stillstand in der Einigung Europas 
zu klagen und die Haltung vor allem Frankreichs zu 
bedauern, aber es gebe auch zahlreiche technische 
Erleichterungen, die längst hätten durchgeführt wer- 
den können; auf ihren Reisen hätten die Europäer 
kaum etwas davon gemerkt, daß seit dem 1. Juli 
die Zollschranken gefallen seien, im grenzüber- 
schreitenden Verkehr gebe es immer noch überflüs- 
sige Formalitäten; die Harmonisierung der Steuern 
würde einen wesentlichen Fortschritt bedeuten, der 
auch dem Durchschnittseuropäer zugute komme; 
wenn die Europäer nicht nur Reden hörten, sondern 
auch Taten sähen, würde viel skeptisches Mißtrauen 
abgebaut werden. 

Als Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschafts- 
und Entwicklungsfragen dankte Abg. Dr. Serres 
(CDU/CSU) den Berichterstattern und Rednern, die 
Fragen der EFTA, der europäischen Verkehrsmi- 
nisterkonferenz und der Straßenverkehrssicherheit 
behandelt hatten. Der Ausschuß habe sich einge- 
hend mit diesen Fragen beschäftigt, und wenn auch 
divergierende Gesichtpunkte vorgetragen worden 
seien, so hätte man sich schließlich doch auf eine 
gemeinsame Haltung einigen können; und was in 
Detailfragen möglich sei, sollte schließlich auch in 
der großen europäischen Wirtschaltspolitik erreicht 
werden können. 

Bei der Vorlage seines Exposes über die politi- 
schen Voraussetzungen für die Vollendung und Er- 
weiterung der Gemeinschaften vor der Gemeinsamen 
Tagung der Beratenden Versammlung des Europa- 
rates und des Europäischen Parlaments betonte 
Abg. Dröscher (SPD), daß er gerade vor diesem für 
Europa repräsentativen Gremium mit allem Ernst 
auf die krisenhaften Erscheinungen in der euro- 
päischen Politik hinweisen wolle; die Hilflosigkeit 
Europas, die sich aus seiner derzeitigen staatlichen 
Struktur und dem Machtungleichgewicht in Europa 
ergäben, habe sich eben erst bei den Ereignissen in 
der Tschechoslowakei mit aller Deutlichkeit gezeigt. 
Das machtpolitische Vakuum in Europa könne nur 
beseitigt werden, wenn eine geschlossene und hand- 
lungsfähige politische Gemeinschaft, die für ihre 
Sicherheit selbst verantwortlich sei, entstehe. Eine 
politische Westeuropaunion an der Gefahrenlinie 
zwischen den beiden Weltmächten könnte sowohl 
die politische Ohnmacht Europas aufheben wie die 
Angst vor der angeblichen deutschen Gefahr beseiti- 
gen. Europa dürfe mit einem Engagement Amerikas 
nur rechnen, wenn dessen eigene Interessen be- 
rührt würden; es müsse bündnisfähig werden, jetzt 
sei es bündnisabhängig. Die Politik der Entspannung 
solle zwar konsequent fortgesetzt werden, aber von 
einer anderen Grundlage aus. Ganz Europa habe 
jetzt wohl verstanden, worum es gehe; und die Mit- 
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glieder dieser Versammlung hätten die Pflicht, in | 
ihren Nationen und Parlamenten das Bewußtsein für ' 
die neuen Chancen zu wecken, die nun für eine euro- ' 
päische Politik großen Stils bestünden; dann werde | 
sich auch die Jugend an den sinnvollen Auseinander- ] 
Setzungen beteiligen. 

Im Namen der Christlich-Demokratischen Fraktion I 
nahm Abg. Lücker (CDU/CSU) zu den Thesen von | 
Abg. Drescher Stellung, mit denen er weitgehend | 
übereinstimmc; es sei ein entscheidendes Dilemma, | 
daß die Zentralinstanzen Europas nicht bereit seien, ' 
an die EWG mehr politische Kompetenzen abzu- 
geben; Fortschritte in der wirtschaftlichen und poli- 
tischen Integration seien aber nur zu erreichen, wenn [ 
man sich auf eine gemeinsame Außen- und VerteidT ; 
gungspolitik einige. In den ersten Jahren der Wirt- 
schaftsgemeinschaft seien größere Erfolge erzielt 
worden, weil es noch zahlreiche gemeinsame Inter- 
essen gegeben habe, während sich jetzt immer mehr 
nationale Sonderinteressen bemerkbar machten; und 
wenn es im Augenblick auch schwierig erscheine, so j 
zweifele er doch nicht daran, daß eine neue Gemein- | 
samkeit hergestellt werden könne. i 

Zu dem Bericht des britischen Abgeordneten Max- : 
■well über Wissenschaft und Technologie in Europa 
sprach Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) auch im Namen 
seiner Fraktion. Die Zersplitterung in zahlreiche 
CJrganisationen sei durchaus verhängnisvoll, nicht 
nur weil viel unnötige Arbeit getan werde, sondern 
weil außerdem erhebliche finanzielle Mittel ver- 
schwendet v/ürden. Er billige den Vorschlag, einen j 
übergeordneten europäischen Rat zu bilden, der aber i 
echte Kontrollbefugnisse haben müsse. Zwischen 
Regierungen, Industrie und Wirtschaft müsse eine 
echte Koordinierung vollzogen werden, ohne daß 
die industrielle Produktion dadurch in Fesseln ge- 
legt werde. Ferner schlug der Redner vor, im Rah- 
men der NATO eine Konferenz der Regierungschefs 
der fünf EWG-Mitglieder und der beitrittswilligen 
Länder einzuberufen, um über ihre Zusammenarbeit 
auf den Gebieten der Technologie, der Rüstungs- 
wirtschaft und der Sicherheitspolitik zu beraten. 

Abg. Metzger (SPD) ging davon aus, daß die große 
Mehrheit sowohl der Abgeordneten wie der euro- 
päischen Völker die Erweiterung der Gemeinschaft 
fordere, daß diese aber am Veto eines Mannes 
scheitere. Um weiterzukommen bedürfe es der Ini- 
tiative der Regierungen außerhalb des Vertrages; es 
gebe eine Reihe von Fragen — politische wir wirt- 
schaftliche — , die nicht im Vertrag geregelt seien. Es 
müsse deshalb überlegt werden, was außerhalb der j 
Zuständigkeit des Vertrages noch getan werden I 
könne; dann werde de Gaulle vor die Entscheidung i 
gestellt, ob er sich selbst ausschließen oder mit- ‘ 
machen wolle. Aufgabe der Parlamentarier sei es, 
ihre Regierungen zu entsprechenden Initiativen zu ' 
veranlassen; im Deutschen Bundestag seien bereits : 
solche Möglichkeiten erwogen worden. | 


Abg. Flämig (SPD) führte aus, daß, während Ame- 
rikaner und Russen spektakuläre Erfolge im Welt- 
raum zu melden hätten, in Europa die technologische 
Lücke immer sichtbarer und spürbarer würde. Bei 
ELDO und ESRO gebe es erhebliche Schwierigkeiten, 
auch bei EURATOM sei eine Stagnation eingetreten. 
Es fehle an einer Industriepolitik, die die Wissen- 
schafts- und Forschungspolitik ergänze. Ein Organ 
zur Koordinierung technologischer Programme sei 
ebenso dringend erforderlich wie ©ine genaue Ana- 
lyse sämtlicher europäischer Forschungsprogramme. 
Ein Regierungsexpertenkomitee, bei dem alle inter- 
essierten Länder mitarbeiten sollten, könnte diese 
Aufgabe bewältigen. 

Auch Abg. Dr. Rinderspacher (SPD) bedauerte die 
fehlende Zusammenarbeit der Organisationen und 
die Unüberschaubarkeit der Programme. Eine lang- 
fristige Wissenschaftspolitik sei nicht denkbar, wenn 
man sich über ihre Voraussetzung nicht klar sei. 
Selbst im nationalen Bereich habe man den Über- 
blick über die zahlreichen bereits bestehenden An- 
sätze verloren; solange es aber keine umfassende 
und detaillierte Bilanz der Forschungsprogramme 
und Entscheidungsstrukturen gebe, könne man auch 
keine gesamteuropäische Forschungspolitik formu- 
lieren. 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) bezeichnete es als 
eine erfreuliche Tatsache, daß beide Versammlungen 
sich entschlossen hätten, die Schranken der Ihnen 
zugewiesenen Zuständigkeiten zu überschreiten; die 
Beratende Versammlung habe in einer großen De- 
batte zu den Verhältnissen in der Tschechoslowakei 
und den damit zusammenhängenden europäischen 
Sicherheitsproblemen Stellung genommen und das 
Europäische Parlament begnüge sich nicht mehr, nur 
! Probleme der wirtschaftlichen Integration zu dis- 
i kutieren, sondern auch die großen und aktuellen 
j Themen der europäischen Politik, zu denen die Vor- 
gänge in Griechenland ebenso gehörten wie die 
I Situation im Nahen Osten. Leider habe man es ver- 
säumt, auf dem Höhepunkt der Krise vor einigen 
Wochen die beiden Versammlungen zu einer demon- 
strativen Sitzung einzuberufen; seiner Meinung nach 
solle man sich jetzt um eine neue europäische Ge- 
meinschaft bemühen, um eine demokratische Föde- 
I ration mit einem kompetenten Gesetzgebungsorgan, 
das mit Phantasie und Tatkraft neue Akzente in der 
Außenpolitik, Sicherheitspolitik und Technologie 
setze. 

Abg. Dröscher (SPD) stellte in seinem Schlußwort 
mit Befriedigung fest, daß die Debatte keine wesent- 
lichen Unterschiede in der Beurteilung der Lage und 
der politischen Erfordernisse ergeben habe; jetzt be- 
dürfe es nur des Mutes, um eine Idee zu verwirk- 
lichen, die weder ganz neu noch utopisch, vielmehr 
unter den gegenwärtigen Umständen von höchster 
Aktualität sei. 


Der Sprecher 

Dr. Günther Serres 


Der Stellvertretende Sprecher 

Dr. Klaus-Peter Schulz 
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